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Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bewährungshelfer und Bewährungshelferinnen zur aktuellen Diskussion um die Verschärfung des Jugendstrafrechts

Eine Verschärfung des Jugendstrafrechts, wie von einigen Politikern anlässlich der jüngsten Straftaten Jugendlicher im U-Bahnbereich gefordert, löst aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bewährungshelferinnen und Bewährungshelfer die Probleme im Umgang mit Jugendgewalt nicht.

Immer wieder, wenn in den Medien intensiv über schwere Straftaten berichtet wird, reagieren Politiker darauf mit Forderungen zu Strafrechtsverschärfungen. In den medialen Darstellungen wird die Schlussfolgerung gezogen, Jugendkriminalität sei enorm gestiegen und die Bevölkerung sei erheblich stärker als in der Vergangenheit durch Körperverletzungsdelikte gefährdet. 

Wie Prof. Dr. jur. Wolfgang Heinz, Universität Konstanz, in der Stellungnahme der Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V. (DVJJ) vom 14.1.2008 ausführt, beruht diese Einschätzung weder auf statistischen Tatsachen, noch würde eine Strafrechtsverschärfung präventiv auf künftige mögliche Straftaten wirken. 

Erziehungscamps wie in den USA werden von namhaften Wissenschaftlern wie dem Kriminologen Dr. Christian Pfeiffer abgelehnt, da sie keine Erfolge aufweisen können. 

Die Forderung nach Erziehungscamps  und die Forderung nach Absenkung des Strafmündigkeitsalters sind lediglich populistische Forderungen von Politikern, die kriminalwissenschaftliche Erkenntnisse außer Acht lassen.

Prävention muss viel früher ansetzen, nicht erst wenn Kinder und Jugendliche massiv  auffällig werden; hier zeigen die Einsparungen bei der Sozialpolitik in den letzten Jahren nun deutlich Wirkung. Bei der Finanzierung von Jugendhilfemaßnahmen wurde in der Vergangenheit der Rotstift angesetzt.

Wenn Kinder und Jugendliche keine berufliche Perspektive haben, weil sie bereits erhebliche Defizite in der schulischen Ausbildung haben, so müssen die Maßnahmen zur beruflichen Bildung deutlich ausgeweitet werden. Jugendliche dürfen nicht in Maßnahmen der Arbeitsagenturen „geparkt“ werden ohne reelle Chance auf eine spätere berufliche Tätigkeit, sondern müssen eine qualifizierte Ausbildung erhalten. 

Werden Kinder und Jugendliche mit oder ohne Migrationshintergrund in einigen Stadtvierteln besonders auffällig, ist eine gute Stadtteilarbeit mit einem Netzwerk aus Sozialarbeitern, Streetworkern, Jugendamt, Lehrern und Polizei mit den Familien und den Kindern und Jugendlichen die richtige Antwort. 
Maßnahmen für auffällige Kinder und Jugendliche wie z. B. Anti-Gewalttrainings, die durch Vereine der freiwilligen Straffälligenhilfe seit vielen Jahren angeboten werden, wurden in den letzten Jahren von den Trägern der Jugendhilfe in den Städten und Landkreisen nur noch in geringem Umfang finanziert.

Um auf Straftaten von Jugendlichen adäquat zu reagieren, bieten das aktuell geltende StGB und JGG ausreichende und wirkungsvolle Möglichkeiten. Die Zeit zwischen Straftat, polizeilicher Ermittlung, Einschaltung von Jugendgerichtshilfe, Anklage der Staatsanwaltschaft, Verurteilung und schließlich Strafvollstreckung muss verkürzt werden. Dies ist nur möglich mit personeller Verstärkung im Bereich der genannten Behörden und nicht wie in der Vergangenheit geschehen durch Personalabbau. 

Jugendstrafvollzug muss zum Erziehungsvollzug werden, berufliche Qualifizierungs- und sozialtherapeutische Behandlungsmöglichkeiten müssen geschaffen und auch tatsächlich durchgeführt werden. Die Bundesländer haben jahrelang auf ein Jugendstrafvollzugsgesetz und die damit verbundene rechtlich verbindliche Ausgestaltung des Jugendstrafvollzugs verzichtet. In vielen Bundesländern, auch in Bayern, traten die Ausführungen zum Jugendstrafvollzug als Teil des Strafvollzugsgesetzes erst zum 1.1.2008 in Kraft.
Auch die Bewährungshilfe braucht dringend mehr Personal, um  adäquat auf Jugendliche, die mit dem Strafrecht in Konflikt gekommen sind, zu reagieren und ein weiteres Abgleiten in eine kriminelle Karriere möglichst zu stoppen. Gruppen- und Projektarbeit, Antigewalttrainings, intensive Betreuung und Kontrolle brauchen Zeit und Ressourcen, die bei der derzeitigen personellen Ausstattung der Bewährungshilfe nicht gewährleistet sind.

Regensburg, 16. Januar 2008
Der Vorstand der ABB 
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